
daß die Werktätigen bei der Gestaltung und Erfüllung der 
Wirtschaftsverträge einbezogen und an der Erreichung des 
größten volkswirtschaftlichen Nutzens materiell interessiert 
werden. Die Leiter haben die Initiativen der Werktätigen 
zu fördern und den sozialistischen Wettbewerb zur best­
möglichen Erfüllung von Wirtschaftsverträgen zu nut­
zen. Auch § 35 Abs. 2 VG verweist darauf, daß die Partner 
von Wirtschaftsverträgen zur qualitäts-, Sortiments- und 
termingerechten Erfüllung der Verträge alle sich aus den 
sozialistischen Produktionsverhältnissen ergebenden Mög­
lichkeiten in vollem Umfang zu nutzen haben. Dazu gehö­
ren inbesondere der wissenschaftlich-technische Fortschritt, 
die sozialistische Gemeinschaftsarbeit, die Ausschöpfung 
aller Kapazitäts-, Zeit- und Materialreserven und die An­
wendung des Prinzips der materiellen Interessiertheit 
Auf die volle Ausnutzung der betrieblichen Reserven sind 
u. a. auch die Bestimmungen der §§ 8 Abs. 1 und 10 Abs. 2 
der VEB-VO gerichtet. So orientiert § 8 Abs. 1 darauf, daß 
der Betrieb seinen Reproduktionsprozeß auf der Grundlage 
der staatlichen Planauflagen eigenverantwortlich zu gestal­
ten hat, wozu er ökonomisch effektive Kooperationsbezie­
hungen herstellen und seine Wirtschaftsverträge ordnungs­
gemäß erfüllen muß. § 10 Abs. 2 unterstreicht die Pflicht des 
Direktors, den Werktätigen die politischen und ökonomi­
schen Ziele und Aufgaben zu erläutern und ihre Bereit­
schaft und Verantwortung zur Übernahme und Erfüllung 
realer, angespannter Planziele zu fördern. § 7 Abs. 2 VEB- 
VO betont die Verpflichtung der Leiter, insbesondere das 
Wirtschafts- und das Arbeitsrecht als Leitungsinstrument 
umfassend und wirkungsvoll zu nutzen.
Die Pflicht, das Wirtschaftsrecht durchzusetzen, ist eine 
wichtige politische Aufgabe der Leiter. Die Arbeitsergeb­
nisse der einzelnen Werktätigen bestimmen das Ergebnis 
des Betriebes und letzten Endes das Nationaleinkommen. 
Die Leiter haben deshalb bei der Erfüllung dieser Auf­
gaben eng mit den gesellschaftlichen Organisationen, vor 
allem der Gewerkschaft, zusammenzuarbeiten (§ 9 Abs. 1 
GBA).
Gegenstand der Wirtschaftsverträge sind die von den Werk­
tätigen des Betriebes produzierten Erzeugnisse. Die Be­
ziehungen der Werktätigen zum Betrieb werden durch das 
Arbeitsrecht gestaltet. Die wirtschaftsrechtlichen Normen 
und die vertraglichen Vereinbarungen des Betriebes sind 
deshalb nur zu realisieren, wenn sie mit den Mitteln des 
Arbeitsrechts in individuelle Rechte und Pflichten der 
Werktätigen umgesetzt werden.
Die normativ und vertraglich festgelegten Qualitätsanfor­
derungen an die im Betrieb produzierten Erzeugnisse wer­
den nicht nur von bestimmten Werktätigen des Betriebes 
erfüllt. Sicherung der Qualität ist keine spezielle Aufgabe 
der Technischen Kontrollorganisation. Vielmehr hat dazu 
jeder Werktätige den durch seine Arbeitsaufgabe in Art 
und Umfang bestimmten Beitrag zu leisten. Die wirtschafts­
rechtlich vorgegebenen Qualitätsanforderungen müssen sich 
also in konkreter individueller arbeitsrechtlicher Verant­
wortung widerspiegeln, deren Erfüllung mit arbeitsrecht­
lichen Mitteln durchgesetzt werden muß.

Sicherung der Qualitätsanforderungen 
in der Produktionsvorbereitung

Eine entscheidende Voraussetzung für die ordnungsgemäße 
Vorbereitung der Produktion besteht darin, daß die für 
die konkrete Leistung geltenden Gütevorschriften und 
Herstellungsbedingungen sowie die von den Vertragspart­
nern getroffenen Vereinbarungen den mit der Vorberei­
tung und Durchführung der Produktion beauftragten Kol­
lektiven und jedem einzelnen Werktätigen bekannt sind. 
Von großer Bedeutung ist dabei die enge Verbindung zwi­
schen Absatz, Produktion und den der Produktion vorge­
lagerten Abteilungen. Der Wirtschaftsvertrag hat dabei 
in zweifacher Hinsicht Bedeutung. Er bestimmt die absatz­
seitigen Verpflichtungen des Betriebes und die sich daraus 
ergebenden notwendigen Anforderungen an die Zuliefe­

rungen, also auch den Inhalt der Verträge über die Be­
schaffung von Material. Der absatzseitige Vertrag ist zu­
gleich Richtschnur für alle innerhalb des Betriebes zu tref­
fenden Vorbereitungen. § 4 der VO über die Sicherung und 
Steigerung der Qualität der Erzeugnisse in den Kombina­
ten und Betrieben — QualitätssicherungsVO — vom 18. De­
zember 1969 (GBl. 1970 II S. 118) bestimmt deshalb, daß 
durch den Betrieb alle Bedingungen für eine ordnungsge­
mäße Vorbereitung der Produktion zu schaffen sind.
Vor allem in dieser Phase des Reproduktionsprozesses sind 
Effektivitätsverluste zu vermeiden, die durch nicht quali­
tätsgerechte Leistungen eintreten können. Durch die kon­
krete Ausgestaltung der arbeitsrechtlichen Pflichten der 
Werktätigen (§ 20 GBA) ist insbesondere folgendes zu ge­
währleisten :
— Die Materialbestellungen müssen fehlerfrei sein und 

bei veränderten Bedingungen (z. B. bei Änderung der 
Konstruktion) überarbeitet werden.

— Bei notwendigen Veränderungen des Zuliefermaterials 
ist stets die davon betroffene Abteilung zu informieren. 
Geschieht das nicht, können die Gebrauchswerteigen­
schaften der Erzeugnisse beeinträchtigt werden und 
Überplanbestände entstehen.

— Festgestellte Mängel an Zulieferungen müssen gerügt 
werden. Zugleich ist ihre Beseitigung zu fordern; mög­
liche Ansprüche sind konsequent geltend zu machen. 
Dies setzt voraus, daß klare Leitungsentscheidungen 
vorhanden sind, wer im konkreten Fall die Verantwor­
tung für die Beanstandung der Zulieferung und die 
Durchsetzung der Ansprüche trägt.

— Technische Dokumentationen für Zulieferungen, z. B. 
Werkatteste, müssen mit übersandt werden. Fehlen sie, 
sind sie sofort nachzufordern.

— Die Bereiche Wareneingang und Lagerung und die zu 
versorgenden Abteilungen der Produktion müssen nach 
einheitlichen Gesichtspunkten und koordiniert arbei­
ten. Die verwaltungsmäßige und die stoffliche Erfassung 
der Zulieferungen sind aufeinander abzustimmen und 
damit unrationelle betriebliche Warenbewegungen zu 
vermeiden.

— Material darf nicht unkontrolliert entnommen werden; 
verbleibende Reststücke sind zu kennzeichnen.

Das arbeitsrechtliche Mittel zur Erfüllung dieser Aufgaben 
besteht vorrangig in der eindeutigen Bestimmung der 
Pflichten und der Abgrenzung der Verantwortungsbereiche 
in den Funktionsplänen der Werktätigen. Der Betrieb hat 
gemäß §§ 8, 21 VEB-VO die Leitung und Organisation sei­
nes Reproduktionsprozesses zu bestimmen und rationell 
zu gestalten. Verantwortlich dafür ist gemäß § 9 GBA der 
Betriebsleiter, und zwar nicht nur dafür, daß die Veran- 
wortungsbereiche der einzelnen Strukturglieder so vonein­
ander abgegrenzt sind, daß ein optimaler Arbeitsablauf ge­
währleistet ist, sondern auch dafür, daß innerhalb der 
Kollektive die Arbeitspflichten des einzelnen Werktätigen 
konkret fixiert und abgegrenzt werden.
Diesen Anforderungen müssen auch die Funktionspläne 
der Werktätigen gerecht werden. Fehlt z. B. die ordnungs­
gemäße Festlegung, wer für die Kontrolle der eingehenden 
Waren verantwortlich ist, dann ist nicht ausgeschlossen, 
daß die Kontrolle unterbleibt oder nur mangelhaft durch­
geführt wird. Überall dort aber, wo die Arbeitspflichten 
der Werktätigen eindeutig bestimmt sind, werden Effek­
tivitätsverluste und Beeinträchtigungen der Qualität der 
Erzeugnisse bereits in der Phase der Produkti onsvor berei - 
tung vermieden.
Die eindeutige Abgrenzung der Verantwortung der Werk­
tätigen ist aber nur die eine Seite. Notwendig ist auch, daß 
die Leiter ihren Pflichten zur Anleitung und Kontrolle 
regelmäßig nachkommen. Dazu sind Organisationsformen 
erforderlich, die sichern, daß die jeweils geltenden Güte­
vorschriften oder vertraglich vereinbarten Qualitätsbedin­
gungen den mit der Vorbereitung der Produktion beauf-
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